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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

27.06.2022 

Geschäftszahl 

Ra 2021/03/0328 

Rechtssatz 

Sofern nicht aus besonderen Gründen - etwa aufgrund gestaffeltem, verzögertem oder später geändertem 
Inkrafttreten - für den Rechtsanwender Unsicherheit über die angewendete Fassung bestehen kann, liegt 
eine Verletzung der Anforderungen des § 44a Z 2 und 3 VStG jedenfalls nicht vor, wenn die angewendete 
Rechtsvorschrift in ihrer Gesamtheit mit der zuletzt (vor dem Tatzeitpunkt) erfolgten Novellierung zitiert 
wird, oder wenn die zuletzt vor dem Tatzeitpunkt erfolgte Novellierung bezogen auf einzelne 
Paragraphen oder Artikel der Rechtsvorschrift zitiert wird, ohne dass mit den zitierten Änderungen 
zwingend auch die jeweils konkret anzuwendende Untergliederung der Rechtsvorschrift geändert wurde. 
Selbst ein Unterbleiben der Angabe der Fundstelle kann aber dann keine Verletzung in einem subjektiven 
Recht der beschuldigten Person bewirken, wenn die herangezogene Rechtsvorschrift für diese aus dem 
Zusammenhang nicht zweifelhaft sein konnte. 
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